
Bundessozialgericht

Az°: 10 RV 342/69

Verkündet am
25° Mai 1971

RegHauptsekretär
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle

m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsklägerin,

g e g e n

Beklagten und Revisionsbeklagten°

Der 10„'Senat des Bundessozialgerichts hat auf

die mündliche Verhandlung vom 25„ Mai 1971

durch

Senatspräsident S o n n e n b e r g
— Vorsitzender =,

Bundesriehter Dr„ B u r d e n s k i
,

Bundesrichter H e n n i g ,
Bundessozialrichter Dr„ M e y e r und

Bundessozialrichter J a h n s

für Recht erkannt:

Auf die Sprungrevision der Klägerin wird das

Urteil des Sozialgerichts Düsseldorf vom
16° April 1969 aufgehoben°

Der Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin

einen Betrag von DM 151,95 zu zahlen°

Außergeriehtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
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G r ü n d e

Die Klägerin gewährte ihrem Mitglied, dem Kriegsbeschä—

digten Herbert D (D„) aus Anlaß seiner auf den aner—

kannten Schädigungsfolgen beruhenden Arbeitsunfähigkeit

Krankengeld für die Zeit vom 15° April bis 16° Oktober
1963 in satzungsmäßiger Höhe° Mit Bescheid der Bundesver—

sicherungsanstalt für Angestellte (BfA) vom 11. Oktober
1963 wurde D„rückwirkend vom 1. April 1963 an Rente wegen

Erwerbsunfähigkeit (EU) gewährt„ Die Klägerin nahm die

Rentennachzahlung in Höhe von l„912,30 DM gemäß @ 185

Abs„ 3 Satz 2 der Reichsversicherungsordnung (EVO) in
Anspruch° Den nicht gedeckten Restbetrag von 131,95 DM

forderte sie von dem Versorgungsamt (VersorgA) Berlin°
Dieses lehnte mit Schreiben vom l° September 1967 die

Ersatzleistung endgültig ab° Die Klägerin hat am 2° Ja“

nuar 1968 Klage auf Kostenersatz in Höhe von 151,95 DM

erhoben"

Das Sozialgericht (SG) hat die Klage durch Urteil vom

16° April l969 abgewiesen und in den Entscheidungsgründen
ausgeführt, durch die rückwirkende Gewährung der EU—Rente

sei der Krankengeldzahlung nachträglich die Rechtsgrund—

lage entzogen worden, wie sich eindeutig aus @ 183 Abso }
Satz 1 RVO ergebe° Nach dieser Vorschrift ende der An—

spruch auf Krankengeld mit dem Tage, von dem an Rente

wegen EU oder Altersruhegeld von einem Träger der Renten—

versicherung zugebilligt werde„ Der Hinweis der Klägerin

auf @ 183 Abs° } Satz } EVO sei nicht geeignet, ihr Be—

gehren zu stützen° Bei 5 185 Abs„ 5 Satz } RVO handele

es sich um eine reine Schutzvorschrift zugunsten des

Versicherten, die gerade voraussetze, daß das Kranken—

geld zu Unrecht gezahlt worden sei°

Das SG hat die Berufung zugelassen°
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Dieses Urteil wurde der Klägerin am 9, Mai 1969 zuge—

stellt, die dagegen mit Schriftsatz vom 28° Mai, beim

Bundessozialgericht (BSG) eingegangen am 3„ Juni 1969,
Sprungrevision eingelegt und diese in demselben Schrift—

satz begründet hat° Der Beklagte hat seine Einwilligung

zur Einlegung der Sprungrevision erteilt°

Die Klägerin beantragt,

unter Aufhebung der angefochtenen Entscheidung

das beklagte Land zur Ersatzleistung an die

Klägerin im Betrage von 131,95 DM zu verurtei—

len°

Die Klägerin rügt eine Verletzung des 9 19 Abs° 2 des

Bundesversorgungsgesetzes (BVG) und trägt zur Begrün—
dung vor, durch die rückwirkende Gewährung einer EU—'

Rente werde nicht nachträglich der Krankengeldzahlung‘

die Rechtsgrundlage entzogen° Sie, die Klägerin, sei

mit den sich aus @ 183 Abs° 2 EVO ergebenden Beschrän—
kungen bis zum Erlaß des Rentenbescheides zur lau—

-fenden Auszahlung des Krankengeldes verpflichtet gewe—

sen, Der Kriegsbeschädigte D° habe bis zum 16° Okto—
ber 1963 einen gesetzlichen und satzungsmäßigen An—

spruch auf das bis zu diesem Tage gezahlte Krankengeld

gehabt; sie habe diesen Anspruch nicht etwa im Hinblick
auf die zu erwartende Rentenzubilligung zurückweisen

können° Der "Anspruch auf Krankengeld" im Sinne des
@ 183 Abs° } Satz 1 RVO falle mit der Gewährung der
Rente nicht etwa rückwirkend weg; vielmehr solle der

Versicherte das bis zur Zustellung des Rentenbescheides

schon gezahlte Krankengeld unter Anrechnung auf die

Rente behalten° Bei der Prüfung des Ersatzanspruches

sei vom Sinn und Zweck des 5 19 Abs° 2 BVG auszugehen„

Danach seien die Aufwendungen für Krankengeld und Haus—

geld zu erstatten, wenn die Arbeitsunfähigkeit oder die
Krankénhauspflege durch eine anerkannte Schädigungsfolge
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verursacht worden sei° Eine die grundsätzliche Erstat—

tungspflicht des Bundes ausschließende gesetzliche Be—

stimmung enthalte weder @ 185 Abs° } Satz 1 RVG noch

irgendeine Vorschrift des BVG° Der rückwirkende Weg—

fall des AnSpruchs auf Kranken— oder Hausgeld wegen

rückwirkender Rentengewährung beeinträchtige den Erstat—

tungsanspruch der Krankenkasse nicht, weil die Voraus—

setzung für diesen Anspruch die tatsächliche Kranken-

und Hausgeldzahlung sei, sofern die Zahlung aufgrund

einer rechtlichen Verpflichtung erfolgt und eine Rück—

forderung der Zahlung nicht zugelassen sei°

Der Beklagte beantragt,

die Sprungrevision zurückzuweisen°

Er hält das Urteil des SG für zutreffend und führt wei—

ter aus,
das

von der Krankenkasse über den Zeitpunkt

des Rentenbeginns hinaus gezahlte Krankengeld werde

durch die rückWirkende Rentenbewilligung zu einer zu

Unrecht erbrachten Leistung und stelle damit keine ge—

setzliche Geldleistung wegen Arbeitsunfähigkeit im Sinne

des @ 17 Abs„ 5 BVG mehr dar„ Der "überschießende Betrag",
der nach S 183 Abs° } letzter Satz RVG vom Versicherten

nicht zurückgefordert werden dürfe, könne auch nicht nach

@ 19 Abs° 2 BVG erstattet werden°

II

Die Klägerin hat die Sprungrevision frist und formgerecht

eingelegt und auch rechtzeitig begründet (55 150 Nr° 1,
161, 164, 166 des Sozialgerichtsgesetzes eSGG—); sie ist

daher zulässig° Die Sprungrevision ist auch begründet°

Maßgebend für den Ersatzanspruch der Klägerin ist 5 19

BVG idF des Ersten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung
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des Kriegsopferrechts (l° NOG vom 27" Juni 1960 — BGBl I

8° 453 —)« Das SG ist ohne nähere Begründung davon aus-

gegangen, daß hier @ 19 BVG idF des 2. NOG (vom 21° Fe—

bruar 1964 —BGBl I 8° 85 —) anzuwenden ist° Das SG

scheint insoweit jedoch übersehen zu haben, daß die

Krankengeldzahlung an D" im Jahre 1963 erfolgt und auch

abgeschlossen worden ist, der Ersatzanspruch der Kläge—

rin also vor dem Inkrafttreten des 2„ NOG (ln Januar 1964;

vgl„ Art VI 5 5 des 2„ NOG) entstanden ist (vgl. Urteil

des BSG vom 19° Januar 1971 - 10 RV 483/68 _),

Nach @ 19 Abs° 1 BVG idF des 1. NOG wird den Krankenkassen,

sofern sie nicht nur nach den Vorschriften des BVG ver—

pflichtet sind, Heilbehandlung zu gewähren, "für ihre Auf-

wendungen bis zum 31„ Dezember 1963
.‚„ Ersatz geleistet".

Die Ersatzleistung ist an die Voraussetzung geknüpft, daß“

der Zusammenhang der Krankheit mit einer Schädigung aner—

kannt ist° Das trifft für den vorliegenden Fall zu, denn

die Arbeitsunfähigkeit des D° war nach den nicht angegrif—

fenen Feststellungen des SG durch die anerkannte Schädi—

gungsfolge verursacht worden (vgl° Bescheid des VersorgA I

Berlin vom 21° Juni 1956)° Der Umfang der Ersatzleistung
ergibt sich aus 5 19 Abs° 3 BVG° Danach wird bei ambulan—

ter Behandlung, wenn und solange Krankengeld gewahrt wird,

"das satzungsmäßige Krankengeld" gewährt° Der Wortlaut des

Gesetzes ergibt nicht, was unter "Krankengeld" zu verste—
hen ist° Da aber das BVG die Gewährung von Krankengeld

als unmittelbare Versorgungsleistung nicht vorsieht und

@ 19 BVG den Kostenersatz an die Krankenkassen für ihre
Aufwendungen regelt, die wegen der anerkannten Schädi—

gungsfolgen entstanden sind, kann unter "satzungsmäßigem
Krankengeld" nur das Krankengeld gemeint sein, das die

Krankenkasse als Träger der gesetzlichen Krankenversiche—

rung nach dem Zweiten Buch der EVO (vgl° insbesondere

5 182 Abs° l Nr° 2, Abs° } bis 6 EVO) an ihre Versicher—
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ten zu leisten hat (vgl° Urteil BSG vom 20 Februar

1971 L 8 RV 467/69)„ —Dabei macht es keinen Unterschied,
daß die Klägerin eine Ersatzkasse ist, also nicht zu den

"gesetzlichen Krankenkassen" im Sinne des 5 225 RVO ge—
hört, denn naeh Art„ 3 5 1 des Gesetzes über den Aufbau

der Sozialversicherung vom 5° Juli 1934 (BGBl I 80 577)

sind Träger der Krankenversicherung auch die Ersatz—

kassen° — Ist aber der Begriff des satzungsmäßigen

Krankengeldes (s„a„ @ 321 EVO) der EVO entnommen, dann

erscheint es g8boten, insoweit die einschlägigen Vor—

schriften der BVG heranzuziehen°

Die Entstehung der Spitzenbeträge beruht auf @183
Abs„2 EVO° Danach endet der Anspruch auf Krankengeld

mit dem Tag, von dem an Rente wegen EU oder Altersruhe—

geld von einem Träger der Rentenversicherung zugebilligt

wird° Ist über diesen Zeitpunkt hinaus Krankengeld ge—

zahlt worden, So geht der Anspruch auf Rente bis zur
Höhe des gezahlten Krankengeldes auf die Kasse über°

Übersteigt das Krankengeld die Rente, so kann die Kasse

den überschießenden Betrag vom Versicherten nicht zu—

rückfordern„

Diese Fassung des @ 183 RVG beruht auf dem Gesetz zur
Änderung und Ergänzung des Gesetzes zur Verbesserung

der wirtschaftlichen Sicherung der Arbeiter im Krank—

heitsfalle vom 126 Juli 1961 (BGBl I S„ 913)‚ Dieses

Gesetz hat für die Versicherten neben erheblichen Ver—

besserungen auch einige Verschlechterungen gebracht;

dazu gehört auch die hier einschlägige Regelung° Konn—

ten nämlich früher Krankengeld und Rente aus der Inva«

lidenversicherung (IV) oder Angestelltenversicherung
(AV) nebeneinander gewährt werden, so war nach der

Systematik der Neuregelung —vor allem im Hinblick auf
die Ausdehnung der Bezugsdauer des Krankengeldes auf

.."(-
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78 Wochen (vgl° @ 183 Abs° 2 BVG) — ein derartiger unein-

geschränkter Doppelbezug von Leistungen aus der Sozial«

versicherung nicht mehr möglich (vgl. BSG 19, 28)° Ein—

mal hätte sich daraus eine für die Krankenkassen finan—

-ziell nicht tragbare Belastung ergeben, zum anderen soll—

ten nicht aus zwei Versicherungszweigen — Krankenversiche—

rung und Rentenversicherung — Leistungen nebeneinander

gewährt werden, denen gleichermaßen die Funktion des Lohn—

ersatzes zukommt° Auf diesen Erwägungen beruht die Rege—

lung des @ 185 Abs° } RVG, die zu einem gesetzlichen Forde—

rungsübergang der nachträglich gewährten Rente auf die

Krankenkasse führt (vgl° Urteil BSG vom 10, November 1970

— } RK 65/68)° Die Krankenkasse wird dadurch im Ergebnis

von langfristig zu gewährenden Leistungen entlastet, wenn
eine längere Arbeitsunfähigkeit zur Auslösung von Lei—

stungsansprüchen gegen die Rentenversicherung führt„

Ferner ordnet @ 185 Abs° } Satz } RVO an, daß die Kasse
in den Fällen, in denen das Krankengeld die Rente über—

steigt, den überschießenden Betrag an Krankengeld von dem

Versicherten nicht zurückfordern darf" Der sozialpoliti—

sche Ausschuß des Deutschen Bundestages (3° Wahlperiode,

BT—Drucks° Nr° 2748) hat hierzu folgende Erläuterungen
gegeben:

"Der Versicherte, dem während seiner Arbeitsunfä—
higkeit Altersruhegeld oder eine Erwerbsunfähigé
keitsrente zugebilligt wird, hat von dem Tage an,
von dem an er diese Rente erhält, keinen Anspruch
mehr auf Krankengeld° Der Anspruch fällt aber
nicht etwa rückwirkend weg; der Versicherte er-
hält vielmehr das Krankengeld, das bis zur Zustel—
lung des Rentenbescheides gezahlt ist; es wird
lediglich die für diese Zeitspanne gezahlte Rente
in der Weise angerechnet, daß der Anspruch auf
Rente bis zur Höhe des gezahlten Krankengeldes
auf die Kasse übergehto"

Weisen schon diese Ausführungen bei den Beratungen des

Gesetzes darauf hin, daß der Spitzenbetrag an Krankengeld

gegenüber der Rente keine ohne Rechtsgrund gewährte Lei-
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stung darstellt, so bestätigen weitere Überlegungen die

Richtigkeit dieser Auffassung, auch wenn sie im Wortlaut

des Gesetzes nicht so eindeutig zum Ausdruck gekommen

ist° Die Krankenkasse war im Zeitpunkt der Zahlung kraft

Gesetzes zur Leistung verpflichtet (siehe auch Urteil

BSG vom 16° Dezember 1970 — 2 RU 184/68), denn nach 5 210

EVO werden die Barleistungen der Krankenkasse "mit Ablauf

jeder Woche" ausgezahlt, Dieser Verpflichtung ist die Klä—

gerin nachgekommen, wie sich aus den bei den Akten befind—

lichen Auszahlungsscheinen ergibt (Zeitraum vom 15„ April

bis 16° Oktober 1963), Die Krankenkasse kann das Kranken—
geld auch nicht etwa unter Vorbehalt leisten, wenn sie

erfahren sollte, daß der Versicherte die Gewährung von

Altersrente oder Rente wegen EU beantragt hat° Stellt

sich in Fällen dieser Art nachträglich heraus, daß schon

zur Zeit der Zahlung des Krankengeldes der Anspruch "ge“

endet“ hatte, so kann nicht davon gesprochen werden, daß

der Versicherte durch die Leistung der Krankenkasse auf
deren Kosten etwas ohne rechtlichen Grund erlangt hätte;

allenfalls könnte daran gedacht werden, daß die zunächst

vorhandene rechtliche Grundlage später weggefallen ist

(vgl° @ 812 Abs° 1 Satz 2, 10 Alternative BGB}„ Diese im

bürgerlichen Recht fußende Regelung kann aber nicht ohne

weiteres auf das BVG und die EVO übertragen werden, denn

hier handelt es sich nicht darum, daß eine zunächst vore

handene rechtliche Verpflichtung später mit auflösender

Wirkung fortfällt, sondern lediglich darum, daß an die

Stelle der Leistungsverpflichtung eines Sozialversiche—

rungsträgers (SV—Trägers) die Leistungsverpflichtung

eines anderen SV—Trägers tritt und die unterschiedliche

Höhe der Leistungen ausgeglichen werden muß (vgl° Urteil

BSG vom 2“ Februar 1971, aaO)° Insoweit ist auch der
Wortlaut des 5 183 Abs° } Satz 2 EVO von Bedeutung° Denn
er regelt den Fall, daß über den Zeitpunkt des Beginns

der Rente hinaus Krankengeld gezahlt worden ist, und
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spricht aus, daß der Anspruch auf Rente "bis zur Höhe des

gezahlten Krankengeldes auf die Kasse" übergeht° Wenn das
Krankengeld in diesem Fall seinen Charakter als derartige

Leistung verloren hätte, dann hätte der Gesetzgeber nicht

mehr von "Krankengeld" sprechen können°

Eine weitere Bestätigung bietet die Neufassung, die @ 19
Abs° 2 BVG durch das 2° NOG erfahren hat° Waren ursprüng—

lich die Ersatz— und Erstattungsleistungen auf bestimmte

Zeiträume (vgl° @ 19 Abs° 1 BVG in den Fassungen vor dem

2° NOG) und auch der Höhe nach begrenzt, so bestimmt nun—

mehr @ 19 Abs° 2 BVG, daß "Krankengeld und Hausgeld er—

stattet werden", wenn die Arbeitsunfähigkeit oder die

Krankenhauspflege durch die anerkannten Schädigungsfol—

gen verursacht worden ist° In dem Entwurf der Bundesre—

gierung (Deutscher Bundestag, 4„ Wahlperiode, Drucksache

IV/1305) ist dazu ausgeführt:
"Der Entwurf geht von dem Grundsatz der vollen

Kostenerstattung aus, der sich aus dem Zweck
der gesetzlichen Krankenversicherung und dem
Versicherungsrisiko ergibt° Zu diesem Zweck
sollen den Krankenkassen alle nachweisbaren
Aufwendungen einzeln erstattet werden„ Für die
Erstattung der übrigen Aufwendungen mußte eine
Pauschalierung vorgesehen werden °„„"

Bei der parlamentarischen Arbeit ist diese Vorschrift

nicht nochmals besonders angesprochen worden° Aus den

Materialien und den aus ihnen zu entnehmenden Vorstellun—

gen des Gesetzgebers kann demnach gleichfalls nur gefol«

gert werden, daß den Krankenkassen die Leistungen erstat—

tet werden sollen, welche sie aus Anlaß der mit Arbeits—

unfähigkeit verbundenen Behandlungsbedürftigkeit von

gegen Krankheit versicherten Versorgungsberechtigten ge—

währt haben°

Der Sinnzusammenhang des % 19 BVG spricht ebenfalls für
die Pflicht des Beklagten, der Klägerin die streitigen

..lo..
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- 10 _

Spitzenbeträge zu erstatten° Gemäß @ 165 Abs° 1 EVO ist
"Krankheit" das Risiko der gesetzlichen Krankenversichew

rung° Hierfür bringen die Versicherten Beiträge auf° In

Fällen der vorliegenden Art aber handelt es sich nicht

um den Eintritt eines derartigen durch Beitragsleistun—

gen abgesicherten Risikos, sondern um eine Folge des

Aufopferungsanspruchs, welchen die Krieg50pfer gegen

den Staat haben° Infolgedessen muß der Grundsatz der

vollen Kostenerstattung, welcher mit der Schaffung des

5 19 BVG angestrebt werden ist, in Fällen der vorliegen—

den Art dazu führen, nicht die Versichertengemeinschaft

anstelle des Staates eintreten zu lassen°

Ein weiterer Gesichtspunkt kommt noch hinzu, Der erken—

ende Senat hat bereits in seiner Entscheidung vom

15° Dezember 1970 — 10 BV 789/68 — ausgesprochen, daß
gemäß 5 14 Abs“ 1 und 2 BVG (idF des 10 und 2° NOG; vgl°

jetzt 5 18 c Abs° 1 und 2 BVG idF des }, NOG) zwischen
den Leistungen, die von der zuständigen Verwaltungsbehörde

"gewährt" werden, und den übrigen Leistungen, die von den
Trägern der gesetzlichen Krankenversicherung (Kranken—

kassen) "durchgeführt" werden, unterschieden werden muß,
wobei bei den einen die Verwaltungsbehörde unmittelbar

und bei den anderen zunächst die Krankenkasse im Auftrag

und in Vollmacht der Verwaltungsbehörde tätig werden soll„

Die Zahlung des Krankengeldes gehört nun zu den Leistun—

gen, die nicht in € 14 Abs° 1 BVG erwähnt sind, so daß

die Durchführung also nach Abs° 2 dieser Vorschrift den

Krankenkassen obliegto War aber die Zahlung des Kranken—

geldes von der Krankenkasse "durchzuführen”, dann ist
die Klägerin insoweit lediglich im gesetzlichen Auftrag

'bzw, in einem gesetzlich normierten, auftragsähnlichen

Verhältnis und für Rechnung der Versorgungsbehörde tätig

geworden° Für das bürgerliche Recht schreibt nun 5 670
BGB vor, daß dem Beauftragten die Aufwendungen zu er—
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setzen sind, die er den Umständen nach — damals — für

erforderlich halten durfte (vgl. Palandt, BGB, % 670

Anm° 2), also ohne Rücksicht darauf, ob sich dieRechts-

und Interessenlage des Auftraggebers später geändert

hat, Für das öffentliche Recht kann insoweit nichts

anderes gelten° Die Krankenbehandlung, zu der auch die

Zahlung des Krankengeldes gehört, ist erforderlich gewe—

sen wegen der anerkannten Schädigungsfolgen‚ Für diese

Leistung, die von der Krankenkasse durchzuführen war,
hat die Versorgungsverwaltung vollen Ersatz

zu leisten

(vgl.° @ 19 Abs° } BVG), wobei vom Zeitpunkt der Zahlung

auszugehen und die Ersatzleistung danach zu beurteilen

ist, ob sie in diesem Zeitpunkt rechtens von der Kran—

kenkasse im Auftrag der Versorgungsverwaltung gezahlt

werden ist (vgl° hierzu auch Urteil BSG vom 16„ Dezem—

ber 1970 — 2 RU 184/68}„ Das aber war, wie bereits dar—

gelegt, ohne Zweifel der Fall,

Schließlich ist noch auf 5 20 BVG hinzuweisen, obwohl

diese Vorschrift anders gelagerte Fälle betrifft, in

denen die Krankenkassen nur nach den Vorschriften "die—

ses Gesetzes" —also des BVG —verpflichtet sind, Heil—
behandlung und Krankenbehandlung durchzuführen, Nach dem

letzten Satz dieser Vorschrift (idF des 3° NOG) ist

Kostenersatz auch dann zu leisten, wenn die Heil— oder

Krankenbehandlung sowie der Einkommensausgleich ohne

Verschulden der Krankenkasse zu Unrecht gewährt worden

sind° Wenn den Krankenkenkassen in diesen Fällen die

Kosten für zu Unrecht gewährte Leistungen abgenommen
werden, so spricht das auch für die Pflicht der Versor—

gungsverwaltung zum vollen Kostenersatz der ohne Ver—

schulden nach Gesetz und Satzung aufgewendeten Leistun—

gen und für die Verpflichtung des Beklagten, die hier

streitigen Spitzenbeträge zu erstatten (vgl° Urteil BSG

vom 2° Februar 1971, aaO)°
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Das von dem Beklagten zitierte Rundschreiben des Bun—

desministers für Arbeit und Sozialordnung (BMA) vom
60 März 1967 (BVB1 1967 S„ 48 Nr° 23 Ziff° 11) ist

für den vorliegenden Fall nicht von Bedeutung° Dort

ist lediglich bestimmt, daß dann, wenn dem Beschädig—

ten während des Bezuges von Einkommensausgleich eine

EU—Rente oder Altersruhegeld gewährt wird, eine von

der Krankenkasse für den gleichen Zeitraum gewährte

Geldleistung "nicht mehr als Krankengeld (Hausgeld)

anzusehen ist", so daß sich die vorherige Anrechnung
dieser Geldleistungen auf den Einkommensausgleich

nachträglich als unzulässig herausstellt und eine Neu—

berechnung des Einkommensausgleichs — mit entsprechend

’höheren Leistungen der Versorgungsverwaltung — erfolgen

muß° Über das Abrechnungsverhältnis zwischen Versorgungs—

verwaltung und Krankenkassen wird hier nur gesagt, daß

"Kostenersatz nach % 20 auch insoweit zu leisten ist"°

Allenfalls kann auch hieraus geschlossen werden, daß

den Krankenkassen ihre Aufwendungen in vollem Umfang

zu erstatten sind, ohne Rücksicht darauf‚ um welche

Leistungen es sich gehandelt hat und ob sich der Cha-

rakter dieser Leistungen nachträglich geändert hat°

Dagegen wird in der "Gemeinsamen Arbeitsémpfehlung"

der Organisationen der gesetzlichen Krankenkassen und

Ersatzkassen sowie der Seekrankenkasse vom 28° Fee

bruar 1969 betr° "Anspruch auf Kranken— oder Hausgeld

bei Zubilligung von Rente oder Übergangsgeld aus der

Rentenversicherung (@ 183 Abs° } — 6 EVO)" die Rechts—
lage richtig wiedergegeben„

Die Frage der Verjährung (vg1° @ 21 Abs° 2 BVG) brauchte
hier nicht erörtert zu werden (vgl° Urteil des erken—

menden Senats vom 19„ Oktober 1970 — 10 BV 485/68), weil
sich die Versorgungsverwaltung mit Schreiben vom 7„ Dezem—

ber 1965 ausdrücklich bereit erklärt hat, die Einrede der

Verjährung nicht zu erheben°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Die
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Ersatzanspruch der Klägerin erweist sich demnach

begründet„ Das Urteil des SG war daher aufzuheben

der Beklagte zur Ersatzleistung zu verurteilen°

Kostenentscheidung beruht auf 5 195 Abs° 4 SGG‚
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